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Wir sollten der UBS
Sorge tragen
Für den Finanzplatz und die Wirtschaft ist die UBS
eine zentrale Stütze. Wir brauchen deshalb eine Anpassung
der Bankenregulierung, die nicht überbordet. Und wir sollten
mehr über den realen Wert sprechen, den eine Schweizer
Grossbank für unser Land hat. Gastkommentar
von Christian Bretscher

Die Debatte um die UBS nimmt teilweise selt-
same Züge an. Unlängst gipfelte dies im Aufruf,
die Schweiz sollte «die UBS ziehen lassen» (NZZ
7. 1. 25); eine Verlagerung des UBS-Hauptsitzes
ins Ausland würde Vorteile für alle bringen, so die
steile These in einem Gastkommentar.

Die Diskussion darüber, wie die Schweiz künf-
tig die einzig verbliebene Grossbank regulieren soll,
verdient mehr Substanz. Denn eines liegt auf der
Hand: Unser Finanzplatz und unsere Wirtschaft
profitieren stark von einer global ausgerichteten
Schweizer Grossbank – ein Wegzug wäre ein für
uns alle spürbarer Verlust.

Markenzeichen
für den Finanzplatz
Der Finanzplatz Schweiz ist mit zahlreichen erfolg-
reichen Instituten breit abgestützt. Und doch ist die
führende Stellung unseres Landes in der internatio-
nalen Vermögensverwaltung untrennbar verknüpft
damit, dass unser Finanzplatz eine globale Leade-
rin in dieser Sparte beheimatet, die gleichzeitig für
viele international ausgerichtete Unternehmen in
der Schweiz erste Anlaufstelle ist. Dies stärkt das
Mitspracherecht bei der globalen Regelsetzung im
Finanzbereich, zieht weitere Banken und Finanz-
dienstleister an und bietet nicht zuletzt auch jun-
gen Talenten wichtige Entwicklungsmöglichkeiten.

Die Zahlen sprechen für sich: Schweizweit ist
die UBS der drittgrösste private Arbeitgeber nach
Coop und Migros, mit rund 35 000 Arbeitsstellen
und etwa 2300 Aus- und Weiterbildungsplätzen.
Jährlich bezieht die UBS in der Schweiz für rund
4 Milliarden Franken Leistungen von Unterneh-
men, vom Handwerker über KMU bis zum Gross-
konzern. Diesen Beitrag zur wirtschaftlichen Wert-
schöpfung aufs Spiel zu setzen oder gar mutwillig
«ziehen zu lassen», ist mehr als fahrlässig.

Nicht zu unterschätzen ist auch der Multiplika-
tionseffekt auf dem Arbeitsmarkt. 100 Beschäftigte
in der Finanzbranche schaffen 97 zusätzliche Stel-
len andernorts – sei es im Detailhandel, in der Gas-
tronomie, in der Gebäudebewirtschaftung, im Krea-
tiv- oder im Beratungsbereich. Es ist deshalb mehr
als irritierend, wenn in diesem Zusammenhang
leichtfertig argumentiert wird, dass mit der UBS
«möglicherweise» Arbeitsplätze in der Schweiz
verlorengingen, der digitale Strukturwandel aber
«ohnehin» neue Chancen eröffnen dürfte.

Ersteres würde bestimmt eintreffen, Letzteres ist
eine vage Erwartung und im erhofften Ausmass zu-
mindest fragwürdig. In der Schweiz sollten wir uns
an den Realitäten orientieren und uns keine Illusio-
nen machen. Kein ausländisches Institut kann in der
Schweiz wirken wie eine Bank, die hier zu Hause
ist. Vor allem aber zeigt kein ausländisches Institut
ein auch nur ansatzweise vergleichbares Interesse
an der gesellschaftlichen Entwicklung in unserem
Land. In Zeiten akuter geopolitischer Unsicherheit
wäre es ein herber Verlust, wenn sich unsere Unter-
nehmen in Krisenzeiten blind auf das Wohlwollen
ausländischer Institute verlassen müssten.

In der künftigen Bankenregulierung gilt es des-
halb mit Weitsicht zu agieren, sich auf wirklich

griffige Massnahmen zu konzentrieren und nicht
zu überborden. Der Ende 2024 veröffentlichte Be-
richt der parlamentarischen Untersuchungskom-
mission hat bestätigt: Der Hauptgrund für das
Ende der Credit Suisse waren eklatante Manage-
mentfehler über viele Jahre hinweg, die in einer
Vertrauenskrise gipfelten. Dass der Credit Suisse
jahrelang Ausnahmen gewährt wurden bei der
Erfüllung der Kapitalanforderungen, ist erschre-
ckend und darf sich in dieser Art nicht mehr
wiederholen.

Wettbewerbsfähigkeit
erhalten
Deshalb die Kapitalerfordernisse für die UBS wei-
ter zu verschärfen, wäre jedoch ein Fehler.Wenn es
konsistent implementiert wird, verfügt die Schweiz
bereits heute über eines der strengsten Kapital-
regime der Welt. Werden diese Anforderungen un-
verhältnismässig erhöht, bescheren wir der UBS
einen langfristigen strukturellen Nachteil mit nega-
tiven Folgen für ihre Stabilität und beschränken
aus eigenen Stücken die Wettbewerbsfähigkeit des
Schweizer Finanzplatzes.

Die These ist wohl nicht gewagt: Im intensiven
wirtschaftlichen und geopolitischen Wettbewerb
würden andere Finanzplätze noch so gerne die
UBS willkommen heissen oder ihre eigenen Insti-
tute gegenüber einer in der Schweiz zurückgebun-
denen UBS gestärkt sehen.

Auf dem Finanzplatz Schweiz sollten wir uns
dieses globale Aushängeschild mit Strahlkraft über
Europa hinaus aber lieber nicht wegdenken. In der
Debatte um die Bankenregulierung dürfen des-
halb nicht nur die potenziellen Risiken in die Waag-
schale geworfen werden. Auch der reale Wert, den
eine globale Schweizer Grossbank für unser Land
hat, muss anerkannt werden.

Christian Bretscher ist Geschäftsführer des Zürcher
Bankenverbandes.
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und geopolitischen
Wettbewerb würden andere
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Ausbau Bahninfrastruktur
mit privaten Mitteln
Die Bundesgelder für dringende Infrastrukturbedürfnisse
sind bekanntlich knapp. Bekommt nun Basel oder Luzern
einen unterirdischen Bahnhof? Am besten beide, das könnte
mit privaten Finanzierungen möglich werden.
Gastkommentar von Karin Bührer und Daniel Wiener

Als Gründungsmitglieder des ersten Gotthard-
komitees sind Basel-Stadt und Luzern schon seit
1853 freundschaftlich verbunden. Das damals ver-
bindende Ziel hiess «Überschienung des Gott-
hards». Nun droht dieses Bündnis zu zerbrechen.
Der heimliche und teilweise auch offen ausgetra-
gene Zwist betrifft die gleiche Infrastruktur, die die
beiden Kantone über 150 Jahre lang vereinigt hat.
Auf ihrem Weg zwischen Nord und Süd zwängt sich
die Bahn durch zwei Engpässe: die Bahnhöfe Basel
und Luzern.

Im nächsten Jahr wird der Bundesrat darüber
entscheiden, welche «Engpassbeseitigung» wie
viel Geld für eine Linderung bekommt. Geld, das
im gleichen Topf ist, nämlich im «Ausbauschritt
2045» mit dem fabulösen Namen Fabi (Finanzie-
rung und Ausbau der Bahninfrastruktur). Und um
diesen Honigtopf kreisen viele weitere Bienen aus
der ganzen Schweiz. Zur Engpassbeseitigung pla-
nen Luzern und Basel die gleiche Lösung, nämlich
eine unterirdische Querung nach dem Vorbild von
Zürich. In Basel heisst das Projekt «Herzstück»,
weil es auch weitere Bahnhöfe einschliesst, in
Luzern «Durchgangsbahnhof». Beide Tunnels sind
etwa vier Kilometer lang, kosten mehrere Milliar-
den Franken, sollen nach dem Wunsch der Kantone
2040 eröffnet werden und sind aus ihrer Sicht «un-
verzichtbar». Damit machen sich Luzern und Basel
zu Konkurrenten. Es werden Allianzen geschmie-
det, Strategien entworfen, Gespräche geführt, Dele-
gationen weibeln in Bern, und PR-Agenturen sind
am Werk, um kleinere und grössere Vorteile für
sich zu erzielen. Es ginge auch anders. Zwar ist der
ÖV-Ausbau politisch konsensfähig, gemäss Volks-
abstimmungen sogar populär, weil er die Strasse
entlastet und eine umweltfreundliche Alternative
ist. Fakt ist aber, dass all die Infrastrukturwünsche
der Kantone die Budgets der öffentlichen Hand bei
weitem übersteigen.

Die Kantone möchten den Ausbau, um die Be-
dürfnisse zu erfüllen, die aus der Bevölkerungs-

zunahme resultieren. Diese betrifft überproportio-
nal die Agglomerationen, die bisher schlecht mit
dem öV erschlossen sind. Die Gestaltung unseres
Landes sollte dabei nicht in erster Linie davon ab-
hängig sein, wie viel Geld kurzfristig in der Kasse
liegt, sondern auf langfristige Zyklen achten. Das
war schon immer ein Erfolgsmodell der Schweiz.

Und dabei spielten private Investorinnen und
Investoren jeweils eine wesentliche Rolle: Ohne
sie wären Wasserkraftwerke in den Alpen, zahlrei-
che Eisenbahnlinien, Seilbahnen und Hotelanlagen,
die Rheinschifffahrt und auch manches Spital sowie
viele Schulen nie entstanden. Die Schweizer Infra-

struktur lebt von diesem gesunden Mix aus öffent-
lich und privat, damit der Fiskus nicht zum willkür-
lich limitierenden Faktor bei ihrem Ausbau wird.

Angenommen, es kämen auch Private als Inves-
torinnen und Investoren der Bahnausbauten von
Basel und Luzern infrage. Dann hätte der Bund
freie Hand, beide Projekte, deren Sinn kaum be-
stritten wird, voranzutreiben, und zwar ohne fiska-
lische oder zeitliche Einschränkungen.

Der Lackmustest einer privaten Finanzierung
oder Mitfinanzierung würde die Nachfragegerech-
tigkeit der neuen Angebote garantieren: Eine pri-
vate Tunnelgesellschaft für Luzern und Basel würde

nicht nur den Bau, sondern auch den Betrieb und
den Unterhalt dieser Teilstrecken tragen. Sie müsste
in der Konzession, zum Beispiel während dreissig
Jahren, eine minimale Verfügbarkeit der Infrastruk-
tur von beispielsweise 99 Prozent gewährleisten.
Dafür bekäme sie pro Zug, der die Anlage benützt,
eine Gebühr, um ihre Investition zu verzinsen und
zu amortisieren. Nur wenn diese Nachfrage zu kos-
tentragenden Preisen garantiert werden kann, gilt
ein solches Projekt als wirtschaftlich. Ob ein Vorha-
ben sinnvoll wäre oder nicht, liesse sich unter ande-
rem an solchen Massstäben messen.

Natürlich liegen die Finanzierungskosten des
Bundes tiefer als jene von Privaten.Auf der anderen
Seite muss die öffentliche Hand aber alle Leistun-
gen nach WTO-Regeln ausschreiben, was ein starres
Kostenkorsett zur Folge hat. Private dagegen können
durch Verhandlungen bis zu einem Drittel billiger
beschaffen. Das gilt sowohl für Planungs- und Bau-
massnahmen als auch für den Unterhalt und andere
Dienstleistungen. Sollte ein Privater per saldo etwas
höhere Trassenpreise verrechnen müssen, würde dies
ohnehin nur während der Konzessionsdauer, also
etwa der ersten dreissig Jahre, ins Gewicht fallen. Die
frühere Verfügbarkeit der Infrastruktur wiegt diesen
möglichen Nachteil bei weitem auf.

Da alle hoffen, das Rennen um öffentliche Gel-
der zu machen, werden mögliche Alternativen
tabuisiert. Nachgelagert würden – und das sei nur
nebenbei bemerkt – bessere Möglichkeiten für An-
lagen in Schweizer Infrastruktur dämpfend auf die
Wohnungspreise wirken. Beispielsweise könnten
Pensionskassen Teile ihrer Immobilienanlagen in
inländische Infrastrukturinvestitionen verlagern.
Denn Infrastruktur bietet den gleichen Inflations-
schutz und ähnliche, regelmässige Renditen wie die
Finanzierung von Wohn- und Geschäftsbauten.

Karin Bührer ist Geschäftsleiterin von Entwicklung
Schweiz;Daniel Wiener ist Präsident der Global Infrastruc-
ture Basel Foundation.


